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Otto von Habsburg sorgt für Eklat
in Wien“ – so titelt die Öster-
reich nicht immer freundlich ge-

sinnte Neue Zürcher Zeitung am
12. März 2008 auf der Frontseite ihrer in-
ternationalen Ausgabe einen Leitartikel.
Anlass dazu bot jene Festrede des 95-
jährigen Habsburg am 10. März 2008 im
überfüllten Reichsratssaal des Parla-
ments, die sich ÖVP-Chef und Vizekanz-
ler Wilhelm Molterer, ÖVP-Klubobmann
und Bundeskanzler a. D. Wolfgang
Schüssel, die Abgeordneten der ÖVP-
Parlamentsfraktion und zahlreiche ÖVP-
Spitzen zum 70-Jahr-Gedenken der Ok-
kupation Österreichs durch Hitler-
deutschland gewünscht haben. Die NZZ
schreibt: „Die zusätzlich in einen Neben-
raum übertragene Rede Habsburgs wur-
de mehrmals von tosendem Applaus und
sogar Jubelrufen unterbrochen. Am Ende
gab es für Habsburg stehenden Beifall.“
Habsburg hat die Moskauer Deklaration
der Alliierten von 1943, in der auch von
einer Mitverantwortung Österreichs an
den Naziverbrechen die Rede ist, als
Heuchelei und „eigentlichen Skandal“
bezeichnet und die Massenveranstaltung
am Heldenplatz im März 1938 als Rum-
mel und mit einem Fußballmatsch vergli-
chen. Österreich sei wie kein anderer
Staat in Europa berechtigt, sich als Opfer
zu bezeichnen. Exbundeskanzler Schüs-
sel schwächte diese historische Reminis-
zenz von Habsburg ein bisserl ab, Öster-
reicher seien „leider auch Täter gewor-
den“ und die Massen am Heldenplatz sei-
en nicht ganz so harmlos wie bei einem
Fußballmatsch. Die Wiener Sozialdemo-
kratie beschloss über Habsburgs Rede
empört zu sein, mobilisierte ihren Vertei-
digungsminister Norbert Darabos und
ließ durch ihn für das Salzamt deklarie-
ren1, Habsburgs Ausführungen seien ein
„veritabler demokratiepolitischer Skan-
dal“, er fordere eine Distanzierung der
ÖVP von diesen Aussagen. 

„„DDiiee AArrbbeeiitteerr iinn WWiieenn ssiinndd 
ggaannzz ggeeggeenn jjeeddeenn AAnnsscchhlluußß““
Habsburg hat sich über die Annexion

Österreichs durch Deutschland konträr
zur politisch korrekten Haltung der Ge-
genwart und der daraus abzuleitenden
modischen Geschichtsauffassung
geäußert, was noch gar nichts heißen
muss. Tatsächlich hat eine österreichi-

sche Regierung 1938 pflichtvergessen
keine Handlungen gesetzt, um das Land
gegen die Besetzung durch die deutsche
Wehrmacht zu verteidigen. Aber in einer
Deklaration der Moskauer Konferenz der
Regierungen des Vereinigten Königrei-
ches, der Sowjetunion und der Vereinig-
ten Staaten von Amerika wurde im Okto-
ber 1943 die gemeinsame Auffassung
festgehalten, „daß Österreich, das erste
freie Land, das der typischen Angriffspo-
litik Hitlers zum Opfer gefallen ist“.
Nach diesem internationalen Dokument2

begann der Eroberungsfeldzug der Nazis
in Europa am 11. März 1938. Den Konfe-
renzteilnehmern waren die Nazifotos und
Filme mit jubelnden Massen, die den eu-
phorischen Anschlusswillen der Österrei-
cher dokumentieren sollten, sicher prä-
sent. Sie haben diese aber nicht zur
Grundlage ihrer Entscheidung gemacht,
weil sie wissen mussten, dass, was heute
in der historischen Beweisführung aus
politischer Opportunität in den Hinter-
grund zu treten hat, es sich um Bilder
handelt, die erst nach der polizeilichen
und militärischen Vertreibung der vielen
Nazigegner zu propagandistischen
Zwecken entstanden sind. Der Bevölke-
rungsanteil, der vor dem Einmarsch der
Nazis mit diesen sympathisierte, reprä-
sentiert jedenfalls nicht die Mehrheit des
österreichischen Volkes. In einem auch
von Friedrich Heer zitierten, in den letz-
ten Tagen vor dem Einmarsch geschrie-
benen Brief von Otto Habsburg an Kurt
Schuschnigg – Heer beschreibt diesen als
einen „Mann ‚frommer Sprüche‘ und vie-
ler leerer Reden“ – heißt es: „Die Arbei-
ter haben in den letzten Tagen bewiesen,
daß sie Patrioten sind. Diese Gruppe
kann durch den Nationalsozialismus
nicht vergiftet werden, wird daher stets
am sichersten für Österreich eintreten,
wogegen die Regierung ihr die Möglich-
keit geben muß, an der Gestaltung des
Vaterlandes – für welches sie sich einzu-
setzen bereit ist – aktiv mitzuwirken!“3

In Innsbruck notiert am 22. Februar 1938
ein rechtskonservativer katholischer Ti-
roler Nachwuchswissenschaftler in sein
Tagebuch: „Die Arbeiter in Wien sind
ganz gegen jeden Anschluß.“4 In der
Nacht vom 11. zum 12. März 1938 rich-
tete das Zentralkomitee der KPÖ in Prag,
anknüpfend an die von der Parteiführung
mitgetragenen Überlegungen von Alfred

Klahr zum historischen Prozess der Her-
ausbildung der österreichischen Nation,
einen Aufruf an das Volk von Österreich
sowie an alle Völker Europas und der
Welt, dass Adolf Hitler dabei ist, „den
Freiheitswillen des österreichischen
Volkes durch die Stiefel seiner Soldateska
niederzutreten. Er ist daran, in Öster-
reich seine Fremdherrschaft aufzurich-
ten. […] Das österreichische Volk ist ver-
gewaltigt worden, aber sein Glaube und
seine Zuversicht sind ungebrochen. Der
Kampf geht weiter. Durch seine eigene
Kraft und durch die Hilfe der Weltfront
des Friedens wird ein freies, unabhängi-
ges Österreich wiedererstehen.“5 Der
hervorragende Vertreter der österreichi-
schen Arbeiterklasse Johann Koplenig,
der mehr als vierzig Jahre Parteivorsit-
zender der KPÖ und 1945 am Wiederer-
stehen der Zweiten Republik als Vize-
kanzler der Provisorischen Regierung
maßgeblich beteiligt gewesen war,
schreibt 1938 in Weg und Ziel: „Was ist
Lüge und was ist Tatsache in Österreich?
Lüge ist, daß das österreichische Volk
den ‚Anschluß‘ ans Dritte Reich wollte.
Lüge ist, daß es sich mit der Annexion
abgefunden habe. Tatsache ist, daß die
Märzereignisse nichts anderes waren als
Vergewaltigung des politischen und na-
tionalen Selbstbestimmungsrechtes des
österreichischen Volkes, nichts anderes
als ein imperialistischer Gewaltakt des
deutschen Faschismus. Tatsache ist, daß
mit dem Einmarsch der deutschen Trup-
pen am 11. März 1938 in Österreich eine
imperialistische Fremdherrschaft aufge-
richtet worden ist.“6 Nach dem Kriegs-
ausbruch im September 1939 riefen die
Kommunistische Partei Österreichs und
der Kommunistische Jugendverband
Österreichs zur Sammlung aller Kräfte
des österreichischen Volkes auf – „im
Kampf gegen den bluttriefenden Hitler-
Faschismus für die Freiheit Österreichs,
für den Frieden“. Als die deutsche Wehr-
macht 1941 vor Moskau stand, verteilten
junge österreichische Kommunisten wie
der 1944 von den Nazis hingerichtete Al-
fred Rabofsky im Oktober 1941 unter den
Soldaten ein Flugblatt mit dem Inhalt,
daß sich die Wende hin zur Niederlage
Hitler-Deutschlands trotz der deutschen
Erfolge bereits abzeichne.7

Unter massiven Einsatz des in Deutsch-
land seit 1933 zur Perfektion entwickel-
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mung zum Terror des Austrofaschismus
bestätigt. Mit der Politik des Arbeiter-
mörders Dollfuß, mit dem Habsburg viel
in Kontakt gestanden ist, sei er völlig
einverstanden gewesen, „wenn es ums
Land geht“, sei er „zu jeglicher Sache
bereit“.10 Die verbrecherischen Details,
die mit der „Sache“ des Klerikalfaschis-
mus verknüpft sind, werden vornehm
verschwiegen. Zur Sozialdemokratie
meinte Habsburg im selben Interview:
„Es gibt eine Partei in diesem Land, ge-
gen die ich grundsätzlich gar nichts ha-
be. Denn mit den ungarischen Sozialde-
mokraten stehe ich mich wirklich sehr
gut. Aber hier in Österreich stehen die
nicht gut mit mir. Die haben ja immerfort
gehetzt.“ Das ist nicht neu, im Februar
1936 meinte der junge Habsburg im Pa-
riser Le Petit Journal: „Ich werde ge-
zwungen sein, in meinem zukünftigen
Staat die Sozialistische Partei zu verbie-
ten, weil sie auf dem Boden des Klassen-
kampfes steht.“11

Undank ist der Welten Lohn – so wer-
den sich die österreichischen Sozialde-
mokraten mit ihrem Spitzenrepräsentan-
ten Heinz Fischer denken! Denn über die-
se darf sich Otto Habsburg und seine Ent-
ourage heute nun wirklich nicht mehr be-
klagen. Schon wenige Monate nach sei-
ner Wahl zum Bundespräsidenten hat Fi-
scher Habsburg eingeladen, ihn zu besu-
chen: „Er hat diese Einladung angenom-
men. Wir sind hier in diesem Arbeitszim-
mer gesessen, haben ein langes und gutes
Gespräch geführt und ich habe das nicht
nur als eine interessante Unterhaltung
betrachtet, sondern es hat auch irgend-
wie symbolischen Charakter gehabt.“12

Zum 95. Geburtstag „Seiner Kaiserlichen
Hoheit Erzherzog Otto von Habsburg-
Lothringen“ – so die von Papst Benedikt
XVI. und Kardinal Christoph Schönborn
verwendete Titulatur – wurde am 19. No-
vember 2007 im Wiener Dom St. Step-
han eine Festmesse gelesen. Kardinal
Schönborn hielt die Majestätspredigt,
sprach dabei von der Inspiration des
Habsburgerreiches durch den römisch ka-
tholischen Glauben und dankte seinem
und des Jubilars „Gott, dass er in so
schweren Jahren Ihrer Familie, unseres
Landes und der ganzen Welt Ihnen die
Kraft des Sehens aus dem christlichen
Glauben gegeben hat. […] Möge Gott Sie
segnen und Ihnen vergelten, was Sie für
unser Land und Europa getan haben“.13

Er konnte dabei an den von der katholi-
schen Kirche als Freund des Friedens an-
gebotenen Kriegskaiser Karl erinnern, für
den seit 2005 in der Wiener Augustiner-
kirche eine eigene Gedenkstätte instal-

ten Goebbels-Apparats zur Meinungsma-
nipulation kam zum Heldenplatz am
15. März 1938 eine Bewegung zustande,
die alles erfasste, was zwischen echter
Anschlussbegeisterung und bloßer
Schaulust lag und die heute als Beweis
für den Anschlusswillen des österreichi-
schen Volkes herhalten muss. Der Ver-
gleich von Habsburg mit einem Fußball-
matsch mag jene stören, die ein solches
mystifizieren. Von Habsburg ist nicht zu
erwarten, dass er auf die Idee kommt, die
am Heldenplatz zusammengelaufenen
Wiener mit jenen hunderttausenden Ber-
linern am 9. November 1989 zu verglei-
chen, die ebenso geschichtsblind wie eu-
phorisch mit dem Mauerfall den Sieg des
deutschen Imperialismus einschließlich
seiner kriegerischen Optionen bejubelten.
Und noch weniger wird Habsburg als
Herold der europäischen Großraumpoli-
tik eine Analogie zwischen der Volksab-
stimmung vom 10. April 1938 und dem
Ausgang des nur durch massive Manipu-
lationsgewalt der Medienkonzerne und
der ÖVP/SPÖ-Koalition erzielten Refe-
rendums (12. Juni 1994) für den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union zum
1. Jänner 1995 herstellen. Habsburg war
und ist ja auch kein grundsätzlicher Geg-
ner eines Anschlusses. Bald nach 1945
meinte er, dass Österreich keine Nation
an sich sei, die Bande zwischen Öster-
reich und dem deutschen Raum könnten
nicht zerrissen werden: „Aus dieser Ver-
bindung ergibt sich die wichtige abend-
ländische Funktion Österreichs von
selbst: Brücke zu sein zwischen Deutsch-
land und dem Donauraum.“8

Nach 1945 war dem österreichischen
Volk durchaus bewusst, dass Schuld und
Verantwortung nicht Hitler und seine ak-
tiven Parteigängern allein treffen. Schuld
und Verantwortung hatten in erster Linie
die Auftraggeber der Nazis, also Groß-
banken und Konzerne. Der katholische
Politiker Leopold Figl, der noch nicht
lange zuvor aus dem KZ Dachau befreit
worden war, griff deshalb in seiner Re-
gierungserklärung vom 21. Dezember
1945 sowohl die Forderung des öster-
reichischen Widerstandes wie die Stim-
mung des österreichischen Volkes auf
und forderte: „Das Österreich von mor-
gen wird ein neues, ein revolutionäres
Österreich sein. Es wird von Grund auf
umgestaltet und weder eine Wiederho-
lung von 1918 noch von 1933 noch eine
von 1938 werden.“ Und Figl erklärte
weiter: „Das freie, unabhängige und de-
mokratische Österreich fühlt sich bereits
heute auf Grund seiner außenpolitischen
Ideologie als ein Teil der ‚Vereinten Na-

tionen‘.“ Figl wandte sich damit „gegen
alle Versuche imperialistischer Einsei-
tigkeit in diesem Europa“, was er noch
ausdrücklich betonte und damit begrün-
dete, „daß wir kein zweiter deutscher
Staat sind, daß wir kein Ableger einer
anderen Nationalität jemals waren noch
werden wollen, sondern daß wir nichts
anderes sind als Österreicher, dies aber
aus ganzem Herzen und jener Leiden-
schaft, die jedem Bekenntnis zu seiner
Nation innewohnen muß, dann ist dies
keine Erfindung von uns, die wir heute
die Verantwortung für diesen Staat tra-
gen, sondern die tiefste Erkenntnis aller
Menschen, wo immer sie auch stehen
mögen in diesem Österreich“.9

Die österreichischen Werktätigen er-
zielten nach der Befreiung 1945 enorme
Erfolge beim Wiederaufbau, insbesonde-
re bot der große und ausbaufähige Ver-
staatlichte Sektor Rückhalt. Die öster-
reichische Bourgeoisie konnte sich aber
relativ rasch wieder erholen, der Kapital-
bildungsprozess ging rasch und umfang-
reich vor sich. Im Einvernehmen mit der
österreichischen Bourgeoisie, die tradi-
tionell mehr merkantil als unternehme-
risch und mehr rentnerisch als produzie-
rend ist, griffen europäische Kapital-
gruppen auf Österreichs Ressourcen suk-
zessive zu. Aus vielen Gründen sollte
sich dabei spätestens seit den 1980er
Jahren als nützlich erweisen, dass die
vom Kapital zugelassenen Politiker und
Historikerlakaien das Selbstbewusstsein
des österreichischen Volkes mit der an-
haltenden Propaganda, Österreich habe
sich begeistert dem Hitlerreich ange-
schlossen und habe an den Naziverbre-
chen Mitschuld und Mitverantwortung,
untergraben. Dass in einem okkupierten
Land Kollaboration im Gegensatz zu
Widerstand gewichtiger ist, braucht nicht
weiter erläutert zu werden. 

„„GGoollddeennee TTrreeppppeenn,, ggoollddeennee
SSeesssseell,, ggoollddeennee SSiittzzbbäännkkee

iinn ddeerr HHooffbbuurrgg““
Der „Eklat in Wien“ hat also weniger

mit der Haltung von Otto Habsburg zum
Jahr 1938 zu tun als mit seiner von der
Sozialdemokratie geduldeten demokra-
tie- und volksfeindlichen Rehabilitation
der Politik des Arbeitermörders Engel-
bert Dollfuß und seiner der neutralen de-
mokratischen Republik Österreich feind-
lichen europäischen Großraumpolitik.
Im Vorfeld seines 95. Geburtstages hat
Habsburg in einem Anfang November
2007 der Presse gegebenen Interview
über Kaiser, Hitler und das größere
Österreich ausdrücklich seine Zustim-
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lich nicht nur seit 2004 Bundespräsident
ist, sondern den Typus des lang und lieb
dienenden sozialdemokratischen Spit-
zenfunktionärs darstellt. Für Otto Habs-
burg war es naturgemäß ein gern wahr-
genommener Termin vor der abendli-
chen Festversammlung der Paneuropa-
Union, deren Ehrenpräsident er ist, und
vor seiner Reise nach Bosnien, wo er sei-
nen Geburtstag nochmals feiern ließ, in
Siegesstimmung über die von der öster-
reichischen Politik mit zu verantworten-
de Zerschlagung Jugoslawiens, das die
Völker des Balkans erstmals in der Ge-
schichte in friedlichem Zusammenleben
vereint hatte. Im Oktober 1991 hatte Otto
Habsburg im Europäischen Parlament
kriegshetzerische Reden im Interesse
Großeuropas gehalten, im neutralen
Österreich war Außenminister Alois
Mock mit Duldung der SPÖ Hauptver-
antwortlicher für die kriegerischen Aus-
einandersetzungen im Gefolge der ein-
seitigen Anerkennung von Slowenien
und Kroatien. Anstatt alles zu tun, Ver-
handlungen zwischen Delegationen der
verschiedenen Völker über die Zukunft
ihrer Republiken herbeizuführen, hat
Mock alles getan, um in blutrünstiger alt-
habsburgischer Tradition „Sondermaß-
nahmen“ gegen die Serben und Serbien
zu propagieren. Kriegskamerad von Otto
Habsburg war Franjo Tudjman, der,
1967 aus der KP Jugoslawiens wegen
kroatisch nationalistischer Agitation aus-
geschlossen, die Kriegsverbrechen gegen
Serben forciert und Habsburg für seine
Komplizenschaft dankbar die höchste
Auszeichnung Kroatiens verliehen hat.16

„Goldene Treppen, goldene Sessel,
goldene Sitzbänke in der Hofburg, sagte

er, und lauter pseudodemokratische Idi-
oten darauf, wie lächerlich“ – lässt Tho-
mas Bernhard seinen Musikphilosophen
Reger verzweifeln.17 Dabei hat Bernhard
Bundespräsident Heinz Fischer in der
Hofburg noch gar nicht gekannt. Was hat
Präsident Fischer denn verpflichtet mit
dem Empfang von Otto Habsburg den
schon etwas vergessenen Österreichken-
ner Thomas Bernhard quasi zu bestäti-
gen: „Die Kapuzinergruft, die Hofburg,
was für unappetitliche Lächerlichkeiten,
sagte er. [...] Wohin immer wir heute in
diesem Lande schauen, wir schauen in
eine Senkgrube der Lächerlichkeit, sagte
Reger.“

Es wäre allerdings absurd, Hofburg,
Habsburg und Fischer als bloße Lächer-
lichkeiten abzutun. Fischer wirft in Ge-
genwart von Otto Habsburg ein ver-
klärendes Licht auf die Habsburgermon-
archie: „Wenn die Monarchie soziale
Probleme besser angepackt hätte, wenn
sie sich nicht in das Abenteuer des Krie-
ges gestürzt hätte, wenn sie den Prozess
der Demokratisierung aktiver vorange-
trieben hätte, dann hätte sie vielleicht ei-
ne Überlebenschance gehabt und die
österreichische Sozialdemokratie hätte
mit der Monarchie wahrscheinlich eben-
so zurechtkommen können, wie das in
Schweden oder in Großbritannien der
Fall war und heute noch ist.“18 Die poli-
tische Absicht ist eindeutig, der Bunde-
spräsident will dem österreichischen
Volk und den an Österreich grenzenden
Ländern vermitteln, dass heute die Eu-
ropäische Union quasi die Rolle einer
Habsburgermonarchie übernommen ha-
be, nur eben „besser“. „Abenteuer des
Krieges“ – welche gefährliche Verharm-

liert ist. Der humanistische Denker und
Staatsmann Tomáš G. Masaryk hat zu
Recht festgestellt, daß Kaiser Karl mitten
im Massenmorden des ersten Weltkrieges
nichts als Phrasen in der von seiner Dy-
nastie gewohnten dummen Gescheitheit
und Verschlagenheit eingefallen sind.14

In der Rektoratskirche St. Peter, die Kar-
dinal Franz König 1970 den Priestern des
Opus Dei übertragen hat, darf gleich
rechts beim Eingang zum Seligen Kaiser
Karl, dem „mit Frau und Kindern in sei-
nem eigenen Land Heimatrecht und prak-
tisch jegliches Eigentum genommen“
worden sei, gebetet werden, er sei der
„Friedensfürst für ein geeintes Europa“.
Im dort, gegenüber dem Agitationsmate-
rial für Opus Dei, aufliegenden Falter
(Deutsch, Französisch, Tschechisch, Ita-
lienisch, Englisch und Ungarisch) wer-
den die Restaurationsversuche von Ex-
kaiser Karl verherrlicht: „Getreu seinem
Krönungseid sowie auf ausdrücklichen
Wunsch des Papstes, der ein bolsche-
wistisches Chaos in Mitteleuropa be-
fürchtete, versuchte Karl nach dem
Krieg, als König seine Herrscherverant-
wortung in Ungarn wieder herzustellen.
Zwei Versuche scheiterten schließlich an
Verrat und Lüge durch Gefolgsleute“.
Kardinal König hat sich um das Katho-
lischmachen der Sozialdemokratie ver-
dient gemacht, was die Sozialdemokratie
durch ihre kritischen Geschichtsschreiber
als Annäherung zur Katholischen Kirche
darstellen lässt. Heinz Fischer hat „eines
Tages“, wie er öffentlich macht, den
„Mut“ gehabt, Kardinal König zu einem
Mittagessen zu sich zu Hause einzuladen,
seine Frau, die gekocht habe, und seine
beiden Kinder seien dabei gewesen. Das
habe wunderbar funktioniert und sei wie-
derholt worden. Über einen so bekochten
Arbeiterbetriebsrat etwa aus den Ver-
staatlichten Betrieben berichtet Fischer
in seiner als „Überzeugungen“ angebote-
nen Selbstenthüllung nicht, wie sollte er
auch dafür den „Mut“ aufbringen. Zur
Bestätigung seiner Funktion für die
österreichische Bourgeoisie druckt er lie-
ber das Dankschreiben von Kardinal Kö-
nig ab: „Im Interesse von Kirche und
Staat, im Interesse unseres Landes,
scheint es mir bedeutsam zu sein, daß Sie
als Vertreter des österreichischen Sozia-
lismus so unvoreingenommen und natür-
lich den Kontakt zu einem Mann der Kir-
che gefunden haben“.15 Nach der durch
die pompösen religiösen Zeremonien
kaum verniedlichten Demonstration des
politischen Katholizismus ging es für Ot-
to Habsburg samt Familie zur Hofburg.
Dort wartete Heinz Fischer, der bekannt-

Otto Habsburg bei einer Paneuropa-Veranstaltung im Großen Saal des Wiener
Musikvereins am 14. November 1979.



1188 Beiträge

22//0088

losung des Massenmordens durch Fi-
scher! Leo Trotzki meinte aus Anlass des
Gründungskongresses der Internationa-
len Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer
Parteien (Wiener Internationale) im Fe-
bruar 1921 in Wien, der den in der Krise
befindlichen Zentrismus international
zusammenfassen sollte, in einer von der
KPÖ Österreich herausgegebenen Bro-
schüre in Bezug auf Renner: „Die Gabe
der literarischen Nachahmung oder, ein-
facher, der stilistischen Täuschung ist
ihm in hohem Maße gegeben. […] Der
Firlefanz der österreichisch-wieneri-
schen Kultur, die Jagd nach der Äußer-
lichkeit, nach dem Rang, nach dem Titel
war Renner in höherem Maße eigen, als
seinen übrigen Kommilitonen. Im Grun-
de blieb er stets nur k. u. k. Beamter, der
sich der marxistischen Phraseologie vor-
züglich zu bedienen verstand. Die Ver-
wandlung des Verfassers eines durch
seinen revolutionären Pathos berühmt
gewordenen Jubiläumsartikels über Karl
Marx in einen operettenhaften Kanzler,
der den skandinavischen Monarchen sei-
ne Gefühle der Hochachtung und Dank-
barkeit kundgibt, stellt eines der gesetz-
mäßigen Paradoxe der Geschichte
dar.“19 Fischer ist eine Replik von Ren-
ner, weil die spätkapitalistische Gesell-
schaft solche Funktionärstypen fort-
während anfertigt und in ihr nützliche
Positionen bringt. Auf marxistisches Vo-
kabular ist der Sozialdemokrat von heute
längst nicht mehr angewiesen, es ist „Ge-
sudere“ von gestern. Die Rolle des Aus-
tromarxismus als Theorie der Passivität
und Kapitulation vor der Bourgeoisie hat
unter den veränderten Verhältnissen heu-
te in Wien die KPÖ übernommen – so-
weit sie dazu überhaupt in der Lage ist. 

RReeppuubblliikk uunndd
HHaabbssbbuurrggeerrddyynnaassttiiee

Fischer hat als Parlamentarier keine
sich bietende Gelegenheit ausgelassen,
mit Hans Kelsen und dessen Verfas-
sungspapiere zu renommieren. In Inns-
bruck wurde ihm dafür das Patent als
Universitätsdozent ausgestellt. Fischer
erinnert aus Anlass der Enthüllung einer
Gedenktafel für Kelsen im Arkadenhof
der Wiener Universität am 23. Novem-
ber 1984, dass dieser mit der Verfassung
ein Werk geschaffen habe, „das den Ge-
zeiten der Zeitgeschichte Stand gehalten
hat“.20 Fischer hat das als damaliger
Wissenschaftsminister formuliert, er
meint auch, dass Kelsen zur Emigration
aus Österreich gezwungen worden sei,
was so nicht stimmt, weil Kelsen 1930
freiwillig eine Berufung in das präfa-

aber vor, mit den österreichischen und
deutschen Nazis über seine eigene Zu-
kunft zu verhandeln, mit dem Ergebnis,
mit vollen Bezügen pensioniert zu wer-
den und Dienstauto, Chauffeur, Freikar-
ten für die Oper und das Burgtheater, für
die Bundesbahnen etc. zu behalten.22 Das
Habsburger-Gesetz bildet einen integrie-
renden Bestandteil der von Kelsen ausge-
arbeiteten Bundesverfassung, die nach
1945 wieder in Wirksamkeit trat. Auch
hat Österreich gemäß Artikel 10 des
Staatsvertrages betreffend die Wiederher-
stellung eines unabhängigen und demo-
kratischen Österreich 1955 die Verpflich-
tung übernommen, das Habsburger-Ge-
setz aufrechtzuerhalten. Der im Bündnis
mit den reaktionärsten Kräften in Europa
politisch sehr aktive Otto Habsburg-Lo-
thringen hat die notwendige Erklärung
am 31. Mai 1961 gemäß dem Wortlaut
des Gesetzes mit dem Bemerken, dass
dadurch seine familien- und privatrechtli-
che Stellung nicht berührt werden sollte,
abgegeben. Die politische Realisierung
der Einreise war infolge des Widerstan-
des der SPÖ und der KPÖ noch nicht
möglich, woran auch ein mit juristischen
Tricks herbeigeführter, im Widerspruch
zum Verfassungsgerichtshof stehender
Gefälligkeitsbescheid des Verwaltungs-
gerichtshofes, dass die Erklärung Habs-
burgs ausreichend und die Landesverwei-
sung aufzuheben sei, nichts änderte. 

In der Sozialdemokratie erinnerte man
sich noch lebhaft an die dynastischen Re-
gierungsansprüche, die Otto Habsburg
(„Otto of Austria“) in der USA-Emigrati-
on über Österreich gestellt hat.23 Einige
österreichische Emigranten waren Otto
Habsburg auf den Leim gegangen, dem
nichts ferner gelegen ist als seine interna-
tionalen Verbindungen für die Wieder-
herstellung eines freien, unabhängigen,
demokratischen Österreichs einzusetzen.
Der aus Wien stammende österreichische
Emigrant Otto Kreilisheim hat im Auf-
trag des Austro-Hungarian Trade Union
Comittee for Victory eine Broschüre
„Habsburg versus Freedom“ geschrieben,
in der er an einigen Beispielen nachwies,
dass die Habsburgerdynastie in der Ge-
schichte niemals etwas mit Freiheit und
Demokratie zu tun gehabt hatte und des-
halb im Kampf um eine freie Welt nichts
zu suchen hat. Amerikanische Gewerk-
schaftler schrieben zu dieser Broschüre
Vorworte. Es waren nach der belegten
Auffassung von Kreilisheim vor allem
der Widerstand der amerikanischen Ar-
beiter tschechischer bzw. slowakischer
oder ungarischer Herkunft, die das State
Department veranlasst haben, das von

schistische Deutschland (Universität
Köln) angenommen hat. Schwerer wiegt
allerdings, dass die Verfassungspapiere
von Kelsen, der sich im höheren Alter
als Advokat Gottes bezeichnete,21 den
Faschismus nicht verhindern haben kön-
nen. Wie die österreichische Verfassung
offenkundig auch nicht verhindern kann,
dass Habsburg in Österreich zwar nicht
nazifaschistische, aber autoritär stände-
staatliche und europäische Großreich-
spropaganda betreibt.

Das Habsburger Gesetz vom 3. April
1919 hatte festgehalten: „Im Interesse der
Sicherheit der Republik werden der ehe-
malige Träger der Krone und die sonsti-
gen Mitglieder des Hauses Habsburg-Lo-
thringen, diese, soweit sie nicht auf ihre
Mitgliedschaft zu diesem Hause und auf
alle aus ihr gefolgerten Herrschaftsan-
sprüche ausdrücklich verzichtet und sich
als getreue Staatsbürger der Republik be-
kannt haben, des Landes verwiesen. Die
Festsetzung, ob diese Erklärung als aus-
reichend zu erkennen sei, steht der Staats-
regierung im Einvernehmen mit dem
Hauptausschuß der Nationalversamm-
lung zu.“ Das hofärarische Vermögen fiel
an den Staat und sollte zur Fürsorge für
die Kriegsinvaliden, Witwen und Waisen
verwendet werden. In der Regierungsvor-
lage für das Gesetz über die Landesver-
weisung hat Staatskanzler Renner formu-
liert: „Das Erzhaus hat sich ausgelebt
und überlebt. Wir aber können uns als
ein freigewordenes Volk in unseren Ent-
schließungen und in unserer Zukunft
nicht mehr an Erinnerungen der Vergan-
genheit binden. Lassen wir das Vergan-
gene begraben sein und wenden wir uns
der Zukunft zu, und diese Zukunft heißt:
Allgemeine Freiheit des ganzen Volkes.“
Wenige Jahre zuvor hat Renner Vor-
schläge zur Umgestaltung der Habsbur-
germonarchie mit Zugeständnissen an die
Nationalitäten gemacht, die darauf ab-
zielten, die deutsche Vorherrschaft in
Zentraleuropa abzusichern. Gemäß Arti-
kel 149 der Bundesverfassung vom
1. Oktober 1920 ist das „Habsburger-Ge-
setz“ Bestandteil der Verfassung der Re-
publik Österreich geworden. Die Bourge-
oisie fand sich mit diesen und anderen
von der österreichischen Arbeiterklasse
geforderten Gesetzen ab, weil sie hoffen
konnte, die bolschewistische Revolution
noch abwenden zu können. Gegen das
Habsburgergesetz hat nur der Abgeord-
nete Wilhelm Miklas gestimmt. Miklas
hätte als späterer Bundespräsident 1938
die Möglichkeit gehabt, als Oberbefehls-
haber den Befehl zur bewaffneten Vertei-
digung Österreichs zu erteilen, er zog es
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Otto Habsburg vorangetriebene Projekt
einer unter seinem Oberbefehl gebildeten
österreichischen Legion fallen zu las-
sen.24 Anfang November 1944 verließ
Habsburg die USA, um mit dem Segen
des Vatikans sein Projekt für eine habs-
burgische Donauföderation voranzutrei-
ben.25 Der um Österreich hoch verdiente
Diplomat Hans J. Thalberg, der in Frank-
reich und später von der Schweiz aus für
ein freies Österreich tätig gewesen war
und nach der Befreiung im diplomati-
schen Dienst Österreichs auf wichtigen
Posten gewirkt hat, resümiert über Otto
Habsburg: „Seine Interessen waren in er-
ster Linie restaurativer Natur. Er hat in
Paris gar nichts und in New York herz-
lich wenig für die österreichische Emi-
gration und für seine exilierten Landsleu-
te getan. Ein ernstzunehmender Versuch
der Pariser Emigration zur Schaffung ei-
nes offiziösen österreichischen Exilkomi-
tees unter der Leitung des österreichi-
schen Universitätsprofessors [Richard]
Wasicky scheiterte 1939 durch die Intri-
gen der Mitarbeiter Otto Habsburgs.
Nach der Befreiung Österreichs riet Otto
Habsburg den Alliierten, der provisori-
schen Regierung Renner, die sich mit be-
wunderungswürdigem Mut gegenüber
der sowjetischen Besatzungsmacht
durchzusetzen verstanden hatte, die An-
erkennung zu versagen. Und als es um
die österreichische Neutralität und um
den österreichischen Staatsvertrag ging,
war Otto Habsburg wieder nicht an der
Seite Österreichs zu finden.“26 Ende
1951 warnt der Österreichische Frie-
densrat vor den kriegshetzerischen Akti-
vitäten Otto Habsburgs. Dieser hat am
2. September 1951 in den Salzburger
Nachrichten die Kriegsziele eines Ag-
gressionskrieges des Westens gegen den
Osten, ausgehend von der geographi-
schen Lage und der politischen Rolle
Österreichs, entwickelt. Habsburg vertrat
die These, dass die Krise der Welt auf
die Liquidierung der Österreichisch-Un-
garischen Monarchie und des Ottomani-
schen Reiches zu Ende des Ersten Welt-
krieges zurückgehe. Seitdem seien die
„Bollwerke“ Europas zerstört, „trium-
phiert Asien“. Die Reichtümer in den
Donauländern, in Polen und auf dem
Balkan müssten zurückerobert und wie-
der einverleibt werden.27 Als 1956 in
Ungarn konterrevolutionäre Kräfte zum
Aufstand gegen die sozialistische Ord-
nung und die Zusammenarbeit mit der
Sowjetunion antraten, organisierte Habs-
burg von München aus im Einverneh-
men mit Papst Pius XII. die Unterstüt-
zung der militanten klerikalen Kräften.28

Der Vatikan und die Spit-
zen des Klerikalismus haben
sich seit vielen Jahrzehnten
für die Rückkehr der habsbur-
gischen Räuberdynastie nach
Österreich eingesetzt, um mit
dieser die Balkanländer zu in-
filtrieren. Das gelang auf-
grund der noch wachen Erin-
nerung des österreichischen
Volkes an die traurigen Erfah-
rungen lange Zeit nicht. Jo-
hann Koplenig sah das 1961
(1. April) noch so: „Unsere
Partei und unsere Presse wa-
ren es, die die schon weit ge-
diehene Machinationen der
Habsburger, der Klerikalen
und der Regierungsparteien
aufdeckten und unser ent-
schiedenes Auftreten hat auch
die SP gezwungen, gegen die
Rückkehr Habsburgs Stellung
zu nehmen.“ Am 4. Juli 1963
stimmten die SPÖ- und FPÖ-
Abgeordneten im Nationalrat
gegen die Rückkehr Otto
Habsburgs. Kreisky hatte der
FPÖ für diese Kooperation eine ihr ent-
gegenkommende Wahlrechtsänderung,
den Rechnungshofpräsidenten und die
Vertretung Österreichs im Europarat in
Straßburg versprochen.29 Die Frankfurter
Allgemeine Zeitung lud Anfang Oktober
1963 den Wiener Verfassungsjuristen
Günther Winkler und Christian Broda
ein, ihre Positionen im Blatt der west-
deutschen Bourgeoisie zu erläutern.30

Broda, der ja ein guter Jurist war, verwies
darauf, dass der Verwaltungsgerichtshof
sich eine Entscheidung als höchste In-
stanz in einem Handstreich angemaßt ha-
be, die nicht ihm, sondern dem Verfas-
sungsgerichtshof zugestanden sei, und
betonte, dass die Habsburger Angelegen-
heit nicht nur staats- und verfahrensrecht-
liche, also sogenannte rechtsstaatliche
Aspekte hat, sondern auch eminent
staatspolitische. Otto Habsburg habe mit
seiner Loyalitätserklärung Jahrzehnte ge-
wartet und sich vom Ausland in innerö-
sterreichische Angelegenheiten aktiv ein-
gemischt. Sein Sinneswandel müsse be-
zweifelt werden: „Das österreichische
Volk hat in den nicht einmal fünfzig Jah-
ren seit der Gründung seiner Republik
schwere Zeiten durchlebt. 1934 hat es
seine innere Freiheit verloren, 1938 hat
es seine äußere Freiheit eingebüßt. Erst
1955 wurde sie wieder errungen. Ist es
ein Wunder, daß wir Risiken scheuen, die
das Erreichte aufs Spiel setzen können?“
Winkler forderte das ziemlich abstrapa-

zierte Rechtsstaatsprinzip formalistisch
ein, indem er die Illusion vom parteilosen
Richter vermittelte, die Karl Marx schon
im Vormärz im Zusammenhang mit dem
Holzdiebstahlgesetz bloßgestellt hat.31

Die staatspolitische Situation änderte
sich seit 1966, als die ÖVP Alleinregie-
rung offensiv nach Bonn und Brüssel
orientierte und das mit Otto Habsburg
gegen die SPÖ tun wollte. Die SPÖ blieb
gegenüber einer Einreise von Otto Habs-
burg wegen der Haltung der Arbeiter in
den Betrieben zögerlich. Am 12. August
1966 hatte die Belegschaft des großen
Eisen- und Stahlverarbeitungsunterneh-
mens Waagner-Biro A.G. in Graz eine
Protestversammlung abgehalten und eine
Resolution dem Nationalratspräsidium
telegraphiert, in der es heißt: „Die Arbei-
ter und Angestellten haben unter großen
Opfern einen entscheidenden Anteil am
wirtschaftlichen und politischen Wieder-
aufbau geleistet und sind nicht gewillt,
sich durch die reaktionären Machen-
schaften der Familie Habsburg und ihrer
Hintermänner um die Früchte ihrer Op-
fer bringen zu lassen.“ Heinz Fischer
war gerade Klubsekretär der SPÖ und
hat dieses Telegramm zur Kenntnis ge-
nommen.32 Otto Habsburg reiste am
31. Oktober 1966 erstmals nach Öster-
reich ein, Anfang November 1966 kam
es zu umfangreichen Protestkundgebun-
gen und Streiks österreichischer Arbeiter
und Arbeiterinnen gegen die von den

Habsburg-Nostalgie in einer Wiener Buchhandlung
in der Kärntner Straße.



2200 Beiträge

22//0088

Medien der Bourgeoisie als rechtlich
korrekt verkaufte Einreise. Seit dem viel
beachteten Händedruck von Bundes-
kanzler Bruno Kreisky und Otto Habs-
burg am 4. Mai 1972 hat es über Aufent-
halte von Otto Habsburg in Österreich
keine öffentlichen Diskussionen mehr
gegeben. Habsburg war damals, was
Kreisky nicht gestört hat, zur Feier des
50-jährigen Bestandes der Paneuropa-
Union in Wien. Diese ist 1922 von Rich-
ard N. Coudenhove-Kalergie in Wien ge-
gründet worden mit der Zielsetzung, die
von der europäischen imperialistischen
Monopolbourgeoisie angestrebte „Verei-
nigung Europas“ ideologisch vorzuberei-
ten und die Ausbreitung der revolu-
tionären Bewegung in Europa durch die
sich in der Sowjetunion zeigende gesell-
schaftliche Umgestaltung zu verhindern.
Auch Adolf Hitler war ein Anhänger der
Paneuropa-Idee, wenngleich in Nazi-
deutschland die Paneuropa-Organisatio-
nen, die von denselben Kreisen aus dem
deutschen Monopolkapital unterstützt
worden waren, die jetzt Hitler unterstütz-
ten, aufgelöst worden sind. 

Nicht alle nach 1919 geborenen Mit-
glieder der habsburgischen Räuberdyna-
stie gaben die Verzichtserklärung ab, für
zwei jüngere Brüder von Otto Habsburg
wurde erst 1996 eine juristische Lösung
gefunden. Der Rechtsvertreter der Fami-
lie Habsburg-Lothringen Wolfram Bit-
schnau hat die juristischen Stationen bis
zur Wiederbetätigung von Habsburg in
Österreich zusammengestellt, im 2004
datierten Vorwort dankt er Heinz Fischer
in außergewöhnlicher Weise: „Zu dan-
ken ist auch den Politikern aus ÖVP,
FPÖ und Liberalem Forum, die stets für
die Beseitigung des Unrechts der Lan-
desverweisung eingetreten waren. Be-
sonders zu erwähnen ist der damalige
Erste Präsident des Nationalrats (SPÖ)
und heutige Bundespräsident Dr. Heinz
Fischer, der Verständnis für das Pro-
blem zeigte und gegen den Widerstand
des Verfassungsdienstes im Bundeskanz-
leramt und verschiedener Abgeordneter
die ‚pragmatische‘ Lösung in Regierung
und Hauptausschuß des Nationalrates
durchzusetzen wusste.“33 Fischer hat sei-
ne Sache offenkundig gut gemacht, für
Habsburg und für die restaurativen Kräf-
te in Österreich und in der Europäischen
Union. 1979 hat Otto Habsburg die west-
deutsche Staatsbürgerschaft angenom-
men, um als CSU-Abgeordneter im Eu-
roparlament der Großraumpolitik des
EU-Imperialismus eine historische My-
stifikation zu geben. W. I. Lenin hat ein-
mal die Losung der Vereinigten Staaten

von Europa scharf analysiert: „Die Ver-
einigten Staaten von Europa sind unter
kapitalistischen Verhältnissen unmög-
lich oder reaktionär.“34 Es ist heute die
Kenntnis von Lenin nicht notwendig, um
zu einer solchen Einschätzung des in der
Europäischen Union vereinigten Verban-
des des Imperialismus in der Gegenwart
zu kommen. Zu offenkundig sind seine
verbrecherischen Kriegs- und Kolonisa-
tionsoperationen auf dem Balkan, in Af-
ghanistan, in den Ressourcenländern
Afrikas oder seine Kooperation mit Isra-
el bei den Kriegs- und Besatzungsver-
brechen im Nahen Osten.

„Längst steht der Name Otto Habs-
burg nicht mehr für ein gesundes öster-
reichisches Nationalbewußtsein, sondern
für ein verschwommenes Abendländer-
tum bayrischen Anstrichs“ – so schreibt
1984 Hans J. Thalberg.35 Daran hat sich
überhaupt nichts geändert! Habsburg
verkörpert die Negation der am Frieden
orientierten neutralen österreichischen
Republik, sein Empfang durch den öster-
reichischen Bundespräsidenten Fischer
ist ein Tiefpunkt ihrer Geschichte, insbe-
sondere ihrer Arbeiterbewegung.
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Thomas Schönfeld hat die Anregung ge-
geben, dass es auch eine Aufgabe der
ALFRED KLAHR GESELLSCHAFT sein muss,
über die Zusammenhänge der Habsbur-
ger-Vergangenheit mit der Gegenwart in
Österreich nachzudenken. Die beiden
Autoren Hans Hautmann und Gerhard
Oberkofler danken für diese Anregung.


